
Ausstieg  aus  Paris-Abkommen
ist  Schlag  ins  Gesicht  der
Menschheit und Schwächung der
USA Germanwatch: EU und China
müssen  neue  Klimaschutz-
Allianz aufbauen
geschrieben von Andreas | 3. Juni 2017
Pressemitteilung Germanwatch

Berlin (1. Juni 2017). Die Entscheidung der US-Regierung für
den  Ausstieg  aus  dem  Pariser  Klimaabkommen  stößt  bei  der
Umwelt- und Entwicklungsorganisation Germanwatch auf heftige
Kritik. „Der von Präsident Trump verfügte Ausstieg aus dem
Paris-Abkommen  ist  ein  Schlag  ins  Gesicht  der  gesamten
Menschheit und er schwächt die USA selbst“, sagt Klaus Milke,
Vorstandsvorsitzender  von  Germanwatch.  „Trumps
Realitätsverweigerung ist zum einen zynisch, weil er einfach
so tut, als gäbe es die globale Klimakrise mit all‘ ihren
schon  heute  sichtbaren  Folgen  nicht.  Die  Regierung  des
Staates, der historisch gesehen mit seinen immensen Emissionen
den größten Anteil zur Krise beigesteuert hat, kündigt den vom
Klimawandel  betroffenen  ärmsten  Menschen  auf  der  Welt  die
Solidarität auf. Der Ausstieg aus dem Paris-Abkommen ist zum
anderen dumm, denn er wird vor allem den USA selbst schaden.
Klimaschutz  und  Erneuerbare  Energien  sind  riesige
Wachstumsbereiche. Die US-Regierung meldet ihr Land von diesen
Zukunftsmärkten ab. Das haben auch viele Städte, Bundesstaaten
und  Unternehmen  in  den  USA  erkannt,  die  trotz  Trumps‘
Entscheidung  auf  mehr  Klimaschutz  drängen.“

Trump habe sich als beratungsresistent erwiesen und verweigere

https://www.ecopressblog.de/ausstieg-aus-paris-abkommen-ist-schlag-ins-gesicht-der-menschheit-und-schwaechung-der-usa-germanwatch-eu-und-china-muessen-neue-klimaschutz-allianz-aufbauen/
https://www.ecopressblog.de/ausstieg-aus-paris-abkommen-ist-schlag-ins-gesicht-der-menschheit-und-schwaechung-der-usa-germanwatch-eu-und-china-muessen-neue-klimaschutz-allianz-aufbauen/
https://www.ecopressblog.de/ausstieg-aus-paris-abkommen-ist-schlag-ins-gesicht-der-menschheit-und-schwaechung-der-usa-germanwatch-eu-und-china-muessen-neue-klimaschutz-allianz-aufbauen/
https://www.ecopressblog.de/ausstieg-aus-paris-abkommen-ist-schlag-ins-gesicht-der-menschheit-und-schwaechung-der-usa-germanwatch-eu-und-china-muessen-neue-klimaschutz-allianz-aufbauen/
https://www.ecopressblog.de/ausstieg-aus-paris-abkommen-ist-schlag-ins-gesicht-der-menschheit-und-schwaechung-der-usa-germanwatch-eu-und-china-muessen-neue-klimaschutz-allianz-aufbauen/
https://www.ecopressblog.de/ausstieg-aus-paris-abkommen-ist-schlag-ins-gesicht-der-menschheit-und-schwaechung-der-usa-germanwatch-eu-und-china-muessen-neue-klimaschutz-allianz-aufbauen/


sich den Fakten, so Milke weiter. „In der vergangenen Woche
hat Papst Franziskus Trump erklärt, dass es eine moralische
Verpflichtung  zum  Klimaschutz  und  zur  Unterstützung  der
Ärmsten gibt. Die anderen Regierungschefs der G7 haben zudem
deutlich gemacht, wie stark die internationale Einigkeit beim
Paris-Abkommen  ist.  Und  führende  Ökonomen  der  OECD  haben
vorgerechnet,  dass  Klimaschutz  wirtschaftliche  Chancen  und
Arbeitsplätze  schafft.  Überdies  haben  Unternehmenschefs
betont, dass das Abkommen die verlässlichen Rahmenbedingungen
schafft,  die  sie  brauchen  um  neue  Geschäftsmodelle  zu
entwickeln. Wer das alles ignoriert, der ist blind für die
Realität.“

Nun müssen andere Regierungen umso mehr die internationale
Klimapolitik und die Umsetzung des Paris-Abkommens forcieren,
so Germanwatch. Klaus Milke: „Die EU und China müssen die
internationale Klimapolitik vorantreiben – gemeinsam mit den
vom Klimawandel am stärksten betroffenen Staaten, die häufig
auch  Vorreiter  beim  Klimaschutz  sind.  Der  EU-China-Gipfel
morgen  bietet  bereits  die  Gelegenheit,  eine  solche  engere
Zusammenarbeit anzukündigen.“ Mit Indien hat Bundeskanzlerin
Merkel  bereits  diese  Woche  eine  engere  Partnerschaft  beim
Klimaschutz angekündigt. Eine so gestaltete informelle Allianz
sollte  auch  weiteren  Ländern  offenstehen.  Sie  sollte  sich
zudem  eng  mit  denjenigen  US-Bundesstaaten  abstimmen,  die
weiter auf Klimaschutz setzen.

Die nächste Chance, sich direkt mit Trump über Klimaschutz
auseinander  zu  setzen,  ist  der  G20-Gipfel  Anfang  Juli  in
Hamburg.  „Die  Bundeskanzlerin  muss  gemeinsam  mit  weiteren
Staats- und Regierungschefs Trump deutlich machen, dass er die
weltweite Umsetzung des Paris-Abkommens nicht blockieren kann.
Die G20 müssen ein ehrgeiziges Klimapaket verabschieden – auch
ohne Trump. Es ist nun umso wichtiger, dass die G20-Staaten
sich verpflichten, nächstes Jahr Pläne zum Ausstieg aus Kohle,
Öl  und  Gas  bis  zur  Mitte  des  Jahrhunderts  vorzulegen,
klimaschädliche  Subventionen  abzubauen  und  CO2-Preise



einzuführen  sowie  Klimarisikoversicherungen  für  die
verletzlichsten  Menschen  in  armen  Ländern  aufzubauen“,  so
Milke.
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Oxfam:  Trumps  Entscheidung
ist  ein  übler  Fußtritt  für
den globalen Klimaschutz
geschrieben von Andreas | 3. Juni 2017
[Presse-Info]

Berlin,  01.06.2017.  Oxfams  Klima-Experte  Jan  Kowalzig
kommentiert die Entscheidung des US-Präsidenten Donald Trump,
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das Pariser Klimaschutzabkommen zu verlassen und eine neue
Vereinbarung auszuhandeln:

„Die Entscheidung des US-Präsidenten ist ein übler Fußtritt
für den globalen Klimaschutz. Das Pariser Klimaschutzabkommen
zu verlassen, ist ein unerträglicher Akt der Ignoranz, mit dem
Donald Trump die USA weltweit isoliert und die Welt instabiler
und unsicherer macht, damit seine Freunde aus der fossilen
Energieindustrie  weiter  rücksichtslos  ihre  klimaschädlichen
Geschäfte machen können.“

„Auch wenn der Präsident sich weigert, es zu begreifen: Der
Klimawandel ist eine der größten Bedrohungen unserer Zeit und
hat  das  Potenzial,  das  Rad  der  menschlichen  Entwicklung
zurückzudrehen. Bis 2030 könnte der Klimawandel weitere 100
Millionen Menschen in die extreme Armut zwingen. Schon jetzt
zerstört der Klimawandel durch extreme Dürren und Hitzewellen,
schwere  Stürme  und  den  steigenden  Meeresspiegel  die
Lebensgrundlagen von Millionen von Menschen. Betroffen sind
insbesondere  ärmere  Länder,  die  kaum  oder  gar  nicht  zum
Klimawandel beigetragen haben.“

„Der Präsident versteht ganz offenbar nicht, wie sehr sein
Versuch,  der  darbenden  Kohleindustrie  einen  Rettungsring
zuzuwerfen,  letztlich  den  politischen  und  wirtschaftlichen
Interessen  der  USA  zuwiderläuft.  Die  klimafreundliche
Modernisierung  der  Weltwirtschaft  ist  ein  gewaltiges
Konjunkturprogramm. Tausende US-Unternehmen haben das längst
verstanden, und Umfragen zeigen immer wieder, wie sehr auch
die  amerikanischen  Bürgerinnen  und  Bürger  im  Gegensatz  zu
ihrem  Präsidenten  die  Bedrohung  des  Klimawandels  und  die
Dringlichkeit zu handeln verstanden haben.“

„Das  Pariser  Abkommen  ist  stärker  als  Donald  Trump.  Alle
Länder,  bis  auf  Syrien  und  Nicaragua,  haben  das  Abkommen
unterzeichnet,  147  von  197  Ländern  haben  es  bereits
ratifiziert. Nur ein Jahr nach seiner Verabschiedung ist das
Abkommen in Kraft getreten, das gab es noch nie. Die EU,



China, Indien und viele weitere Akteure haben sehr deutlich
unterstrichen, dass sie sich von der klimapolitischen Attacke
aus  den  USA  nicht  beirren  lassen  werden.  Selbst  auf
Bundesstaatenebene in den USA bleibt der Klimaschutz auf der
Agenda.  Richtig  ist  aber  auch,  dass  das  international
vereinbarte Ziel, die globale Erwärmung auf deutlich unter 2°C
zu  begrenzen,  durch  die  Kehrtwende  des  US-Präsidenten
schwieriger  zu  erreichen  sein  wird.“

„Jetzt  ist  wichtig,  dass  die  übrige  Welt  engagiert  die
Umsetzung  des  Abkommens  vorantreibt.  Das  wäre  das  beste
Mittel,  um  die  USA  langfristig  wieder  auf  einen
Klimaschutzkurs  zurückzubringen  und  dazu  beizutragen,  dass
Donald  Trump  eines  Tages  nur  noch  als  unangenehmer,
klimapolitischer  Schluckauf  der  Geschichte  in  Erinnerung
bleiben wird. Das Pariser Abkommen wird den US-Präsidenten
überleben.“

Pressekontakt:

Jan  Kowalzig,  Klimareferent  Oxfam,+49-178-4538050,
jkowalzig@oxfam.de

Steffen Küßner, Tel.: 030-45 30 69 710, 0177-8809977, E-Mail:
skuessner@oxfam.de

Oxfam  ist  eine  internationale  Nothilfe-  und
Entwicklungsorganisation, die weltweit Menschen mobilisiert,
um Armut aus eigener Kraft zu überwinden. Dafür arbeiten im
Oxfam-Verbund 20 Oxfam-Organisationen Seite an Seite mit rund
3.500 lokalen Partnern in mehr als 90 Ländern.

Mehr unter www.oxfam.de

Oxfam Deutschland e.V.
Am Köllnischen Park 1
10179 Berlin
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Dalman Supply Co. Das erste
Fahrradschloss,  das
Sicherheit  mit  Style
verbindet. Aus Stahl und Hanf
in  den  USA  handgefertigt.
Nachhaltig  und  stilvoll!
#Hanfschloss
geschrieben von Andreas | 3. Juni 2017

Individuelles  Design  und  hohe  Funktionalität  sind
Ausdrucksweisen  des  eigenen  Lifestyles,  vor  allem  beim
Fahrradkauf. Nun gibt es endlich das Fahrradschloss für alle,
die Wert auf einen coolen Look und hohe Sicherheit legen.
Gefertigt aus einem massiven Stahlseil und mit robustem Manila
Hanf  umwickelt,  bieten  die  Dalman  Supply
Co.(www.dalmansupply.de)  Fahrradschlösser  neben  einem
selbstverständlichen Diebstahlschutz auch eine extra Portion
Stil. Fahrräder sind heute nicht mehr nur Fortbewegungsmittel,
sondern auch Lifestyle-Produkte. Die Hanfschlösser verbinden
perfekt  einen  nachhaltigen  Lebensstil  mit  ansprechendem
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Design.  Im  Jahr  2012  hatte  Jon  Dalman  die  Idee,  diese
außergewöhnlichen  Fahrradschlösser  aus  Hanf  und  Stahl  zu
fertigen.  Bis  heute  stellt  er  sie  in  seiner  Werkstatt  in
Nashville,  Tennessee  in  liebevoller  Handarbeit  her.
Unterstützung erhält er dabei von seinem Bruder Joe. Jedes
Schloss wird mit wahnsinnig viel Leidenschaft und Liebe zum
Detail angefertigt, denn die Qualität steht für die Brüder
immer an oberster Stelle! Um den Manila Hanf gegen Witterung
beständig zu machen, wird er sorgfältig mit Öl behandelt. Das
Stahlseil  ist  robust  genug,  um  lästigen  Fahrraddieben  das
Leben  so  schwer  wie  möglich  zu  machen.  Lederapplikationen
vollenden den soliden und schicken Gesamteindruck. Erhältlich
sind  die  Schlösser  ab  80€.  Den  exklusiven  Vertrieb  für
Deutschland, Österreich und die Schweiz übernimmt seit Herbst
2015 das junge Kieler Start Up my Boo, das seit Dezember 2012
gemeinsam mit einem sozialen Projekt in Ghana Fahrradrahmen
aus Bambus herstellt und diese seit April 2014 europaweit
vertreibt.  Vor  Ort  in  Afrika  werden  auf  diese  Weise
Schulstipendien  für  Kinder  in  ländlichen  Regionen  Ghanas
finanziert. my Boo hat sich von Anfang an die drei Maxime
„Nachhaltig. Sozial. Einzigartig“ gesetzt, die das Start Up
nicht mehr allein durch ihre Bambusfahrräder umsetzt, sondern
nun auch die Möglichkeit besitzt, mit den Dalman Supply Co.
Hanfschlössern ihre Produktpalette sinnvoll zu erweitern.

Dalman Supply Co.,
vertreten durch my Boo GmbH,
Adalbertstraße 11,
24106 Kiel
E-Mail: dalmansupply@my-boo.de;
Tel.: +49 (0)151 50431218;
Facebook: fb.com/dalmansupply.de



Leseräume  als
Hochsicherheitstrakt:  Welche
Auflagen Abgeordnete bei der
Einsicht  in  TTIP-Dokumente
akzeptieren müssen
geschrieben von Andreas | 3. Juni 2017
Pressemitteilung – Thema: Freihandelsabkommen

–  Bundestagsabgeordnete  erhalten  erstmals  Einsicht  in
Verhandlungspapiere
– Parlamentarier werden dabei unter Aufsicht gestellt
–  Verschwiegenheitserklärung  und  Abgabe  von  Handys  sind
Pflicht, Kopien verboten

Berlin, 26. Januar 2016. Gut zweieinhalb Jahre nach Beginn der
Verhandlungen über das transatlantische Handelsabkommen TTIP
sollen  Bundestagsabgeordnete  Einblick  in  wichtige
Verhandlungsdokumente erhalten. In der kommenden Woche soll
dazu  ein  Leseraum  im  Bundeswirtschaftsministerium  eröffnet
werden.  Die  Verbraucherorganisation  foodwatch  kritisierte
jedoch,  dass  die  Auflagen  und  Restriktionen  für  die
Parlamentarier die dringend benötigte öffentliche Debatte über
den europäisch-US-amerikanischen Vertrag weiterhin verhindern
würden.

Abgeordnete dürfen die Leseräume an bestimmten Tagen und zu
bestimmten Zeiten und nur nach Voranmeldung nutzen – für die
Dokumenteneinsicht haben EU-Kommission und USA zudem strenge
Bedingungen ausgehandelt, wie das Bundeswirtschaftsministerium
gegenüber foodwatch bestätigte:

–  Abgeordnete  dürfen  die  Dokumente  nur  unter  Aufsicht
einsehen;
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–  vorher  müssen  sie  eine  Vertraulichkeitserklärung
unterzeichnen, in der sie zusichern, den Inhalt der Dokumente
nicht mit unbefugten Dritten zu teilen;
– Handys, Laptops und andere elektronische Geräte sind nicht
erlaubt;
–  die  Parlamentarier  dürfen  sich  handschriftliche  Notizen
machen, aber keine Kopien der Dokumente anfertigen.

„Dass Abgeordneten nun Einsicht in Dokumente erhalten, ist
längst  überfällig  –  die  Bedingungen  dafür  sind  jedoch
inakzeptabel,  weil  sie  aus  dem  Leseraum  eine  Art
Hochsicherheitstrakt  machen  und  Dokumente,  die  uns  alle
angehen,  weiterhin  behandelt  werden  wie  militärische
Geheimpapiere. Ausgerechnet beim Freihandel sollen Abgeordnete
ihr freies Mandat mit einer Schweigepflicht einschränken – das
passt nicht zusammen. Der Zugang zu den Papieren wird zwar
gewährt, die dringend nötige öffentliche Debatte über TTIP
jedoch  weiterhin  unterbunden“,  erklärte  Lena  Blanken,
Volkswirtin bei foodwatch. „Das transatlantische Abkommen soll
tief  in  die  Bereiche  unseres  täglichen  Lebens  eingreifen,
deshalb  müssen  Abgeordnete  und  Öffentlichkeit  darüber
diskutieren können. Es ist schädlich für die Demokratie, dass
grundlegende  gesellschaftspolitische  Fragen  im  Geheimen
verhandelt werden. Es muss jetzt eine Debatte stattfinden. Ist
der Vertrag erst fertig ausgehandelt, wird es zu spät sein:
Denn  die  Parlamentarier  können  dazu  nur  ‚Ja‘  oder  ‚Nein‘
sagen, aber nichts am Text verändern.“

Pressekontakt:
Martin Rücker, E-Mail: presse@foodwatch.de, Tel.: +49 (0)30 /
24 04 76 – 2 90



Geleaktes  Dokument  zu  TTIP-
Verhandlungen  beweist:
Bundesregierung  sieht  Gefahr
der  Entmachtung  der
Parlamente  durch  zukünftige
Regulierungskooperation
geschrieben von Andreas | 3. Juni 2017
Pressemitteilung – Thema: TTIP-Freihandelsabkommen

Berlin, 27. Juli 2015. Ein vertrauliches Regierungsprotokoll
über  die  TTIP-Verhandlungen  zeigt:  Trotz  anders  lautender
öffentlicher Beteuerungen fürchtet die Bundesregierung, dass
durch  das  geplante  Freihandelsabkommen  weitreichende
Regulierungsvorhaben  in  Zukunft  ohne  parlamentarische
Zustimmung  beschlossen  werden  könnten.  Zwar  versichert  die
Bundesregierung  offiziell  stets,  bei  der  sogenannten
„regulatorischen Kooperation“ zwischen EU und USA würden das
Europäische Parlament und nationale Parlamente eingebunden –
intern  warnen  Regierungsvertreter  aber  davor,  dass  die
Abgeordnete bei wichtigen Fragen zukünftig außen vor bleiben
könnten. Dies belegt ein vertraulicher Bericht eines deutschen
Regierungsmitarbeiters  für  das  Bundeswirtschaftsministerium
über  ein  Treffen  zwischen  EU-Mitgliedstaaten  und
Kommissionsvertretern im Januar 2015, den das Recherchebüro
Correctiv  veröffentlicht  hat.  Die  Verbraucherorganisation
foodwatch  hatte  Anfang  Juli  bereits  eine  Analyse  der
Universität  Göttingen  veröffentlicht,  in  der  fehlende
Mitbestimmungsrechte  der  EU-Abgeordneten  nach  Abschluss  des
TTIP-Abkommens kritisiert wurden.

„Die Bundesregierung verspricht Wachstum und Wohlstand durch
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TTIP – und verschweigt die Bedrohung für die Demokratie. Ohne
jede  parlamentarische  Kontrolle  könnten  Technokraten  und
Beamte  in  Zukunft  über  weitreichende  Regulierungsvorhaben
entscheiden: Das ist die reale Gefahr des transatlantischen
Freihandelsabkommens, über die die TTIP-Befürworter öffentlich
nicht  sprechen“,  sagte  Lena  Blanken,  Volkswirtin  bei  der
Verbraucherorganisation foodwatch.

Bei der „regulatorischen Kooperation“ sollen im Rahmen von
TTIP  Regulierungsvorhaben  auf  beiden  Seiten  des  Atlantiks
abgestimmt werden – inwiefern dabei die Parlamente eingebunden
werden, ist aber offen. Zwar müsste zumindest das Europäische
Parlament ein einziges Mal seine Zustimmung zu dem fertig
ausgehandelten TTIP-Vertrag geben. TTIP ist jedoch als ein so
genanntes „living agreement“ geplant, welches zwischen EU und
USA  stetig  weiterentwickelt  werden  soll.  In
Expertenausschüssen  (wie  dem  Rat  für  regulatorische
Kooperation – Regulatory Cooperation Body, RCB und dem Joint
Ministerial Body, JMB) könnten somit weitreichende Ergänzungen
und Änderungen an dem Vertragswerk vorgenommen werden, ohne
dass die Abgeordneten zustimmen müssten.

Öffentlich  hat  die  Bundesregierung  diese  Gefahr  mangelnder
parlamentarischer Kontrolle immer abgestritten. Regulatorische
Kooperation  sei  lediglich  ein  „Austausch  zwischen
Regulierungsbehörden“ hieß es beispielsweise in einer Antwort
auf eine Kleine Anfrage im Bundestag. Die Entscheidungshoheit
des Gesetzgebers dürfe „nicht beeinträchtigt werden“, so das
Bundeswirtschaftsministerium.  In  dem  nun  geleakten
vertraulichen Bericht über die Verhandlungen zeigt sich aber
ein anderes Bild: Dem vertraulichen Protokoll zufolge warnte
die  Bundesregierung  explizit  davor,  dass  ein
Regulierungsausschuss „seinerseits Annexe [zum TTIP-Vertrag;
Anmerkung  foodwatch]  ändern  und  hinzufügen  und  sonstige
Entscheidungen  treffen  solle“.  Weiter  heißt  es  in  dem
Regierungsbericht,  Deutschland  „äußerte  sich  zudem  kritisch
zur  gesamten  Struktur,  wonach  unterhalb  des  RCB  weitere



Unterarbeitsgruppen gebildet werden können und insgesamt der
Eindruck einer transatlantischen Behörde geschaffen werde“.

Das interne Dokument zeigt: Welche Befugnisse diese Ausschüsse
im Detail erhalten werden, ist stark umstritten. Auf Nachfrage
von foodwatch erklärte der Völkerrechtler Dr. Till Holterhus
vom Göttinger Institut für Völkerrecht und Europarecht hierzu:
„Legt  man  die  bekannten  Formulierungen  im  Entwurf  des
Freihandelsabkommens CETA zwischen Kanada und der EU und das
nun  bekannt  gewordene  interne  TTIP-Verhandlungsdokument  zu
Grunde,  so  kann  nach  heutigem  Stand  nicht  ausgeschlossen
werden,  dass  im  Rahmen  der  regulatorischen  Kooperation  in
einigen Bereichen völkerrechtlich verbindliche Bestimmungen –
etwa durch die Änderung von Annexen – begründet oder geändert
werden können, ohne dass es einer erneuten Ratifikation und
damit der Zustimmung des Europäischen Parlamentes sowie im
Regelfall der mitgliedstaatlichen Parlamente bedürfte.“

Lena  Blanken  von  foodwatch:  „Das  Papier  belegt,  wie  die
Bundesregierung die Öffentlichkeit in die Irre führt. Gefahren
von TTIP werden in der Öffentlichkeit regelmäßig geleugnet,
Kritikern  wird  Panikmache  unterstellt.  Dabei  weiß  die
Regierung  in  Wahrheit  offenbar  sehr  genau,  dass  bei  TTIP
Expertengremien  ohne  jede  parlamentarische  Zustimmung
verbindliche Regulierungsmaßnahmen beschließen könnten – etwa
Vorgaben zur Lebensmittelkennzeichnung oder zur Zulassung von
Chemikalien. Dass die Parlamente in Deutschland und Europa
durch  TTIP-Expertengremien  entmachtet  werden  könnten,  ist
Bundeskanzlerin Angela Merkel offensichtlich bewusst. Doch sie
trommelt unverdrossen weiter für das Abkommen. Ist das ihre
Vorstellung von ‚marktkonformer‘ Demokratie?“

Redaktioneller Hinweis:
–  Vertrauliches  Dokument  zu  Verhandlungen  zwischen  EU-
Kommission und Mitgliedsstaaten, veröffentlich vom Recherche-
Büro Correctiv (zur „regulatorischen Kooperation“ siehe Seite
13): tinyurl.com/qcah3aj
– Einschätzung des Instituts für Völkerrecht und Europarecht



der  Universität  Göttingen  zur  regulatorischen  Kooperation:
tinyurl.com/n9zajxz
– Bundesregierung zur „regulatorischen Kooperation“, Antwort
auf Kleine Anfrage im Bundestag: tinyurl.com/ppaugsr
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